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Wolfgang Schäuble:

„Die Einheit im Fühlen und 
Denken der Deutschen ist 
noch nicht vollendet“



Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble bei der dbb Jahrestagung

„Die Einheit im Fühlen und Denken der 
Deutschen ist noch nicht vollendet“
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble ist einer 
der wenigen heute noch aktiven Politiker, die die 
Wendezeit maßgeblich mitgestaltet haben. Bei 
der dbb Jahrestagung am 6. und 7. Januar 2020 in 
Köln warf er einen Blick zurück auf die Zeit vor  
30 Jahren – und ihre bis heute spürbaren Folgen.

„Herrschaft ist im Alltag pri­
mär Verwaltung“, zitierte 
Schäuble eingangs den Sozio­
logen Max Weber, um auf die 
besondere Bedeutung des öf­
fentlichen Dienstes während 
des Einigungsprozesses auf­
merksam zu machen. „Im Pro­
zess zur deutschen Einheit be­
durfte es zwar auch mutiger 
und weitblickender politischer 
Entscheidungen, aber eben 
nicht nur. Zwischen dem Mau­
erfall und dem 3. Oktober 1990 
lagen gerade einmal 329 Tage, 
nicht einmal ein Jahr. Trotzdem 
verlief die Wiedervereinigung 
in geordneten Bahnen. Und 
das verdanken wir eben auch 
der Arbeit der Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes.“

Der Bundestagspräsident erin­
nerte daran: „Es wurde über 
Nacht und mit wenigen Aus­
nahmen die bundesrepublika­
nische Rechtsordnung über­
nommen.“ Das Grundgesetz 
habe damit in dieser beispiello­
sen Ausnahmesituation bewie­
sen, dass es sowohl Stabilität 
gewährleiste, als auch gleich­
zeitig ausreichend anpassungs­
fähig sei, um auf politische 
Veränderungen und entste­
henden gesellschaftlichen 
Wandel reagieren zu können. 
Die Verfassung könne aber im­
mer nur einen Rahmen setzen, 
der von den Menschen getra­
gen und durch die Politik aus­
gefüllt werden müsse. „Einen 
Rahmen, in dem sich der ge­
sellschaftliche Zusammenhalt 

im Alltag beweisen muss. Die 
staatliche Einheit ist heute 
vollendet. Aber die Einheit im 
Fühlen und Denken der Deut­
schen ist es offensichtlich noch 
lange nicht.“

<< Föderalismus: 
Erfolgsfaktor für die 
Wiedervereinigung?

Als einen Beleg führte Schäub­
le eine Studie an, laut der sich 
eine spezifisch ostdeutsche 
Identität verfestige. Während 
sich 72 Prozent der Westdeut­
schen in erster Linie als „Deut­
sche“ und nicht als „West­
deutsche“ verstünden, identifi­
zierten sich viele Ostdeutsche 
immer noch mit ihrem frühe­
ren Staatsgebiet – und sähen 
sich mehrheitlich eben nicht in 
erster Linie als „Deutsche“, 
sondern als Ostdeutsche. „Das 
ist 30 Jahre nach der Wieder­
vereinigung ein bemerkens­
werter Befund“, so der CDU-
Politiker. „Denn eine Generati­
on nach dem Mauerfall 
spiegelt die Zuschreibung als 
Ost- oder Westdeutscher die 
Wirklichkeit unseres Landes 
doch kaum mehr wider.“ Vor 
allem stelle sich die Frage, wie 
sich diese Zuordnung in Ost 
und West mit der föderalen 
Ordnung als Grundprinzip des 
Staates vertrage.

„Die regionale Vielfalt ist Teil 
unserer Identität, sie ist im ste­
ten Ringen zwischen Einheit 
und Vielfalt bis heute prägend. 

1990 war der Föderalismus kei­
neswegs nur eine juristische 
Voraussetzung für die Wieder­
herstellung der staatlichen Ein­
heit über den Beitritt der neu­
en Länder nach dem damaligen 
Art. 23. Er war ein wesentlicher 
Erfolgsfaktor für das Gelingen 
der deutschen Einheit“, so 
Schäuble. Es gerate nämlich in 
den Debatten über Ost und 
West schnell in Vergessenheit, 
dass die 1990 wiederbegrün­
deten Länder „für viele Ost­
deutsche identitätsstiftend 
waren. Deswegen sei seine 
Idee, im Zuge der Wiederverei­
nigung eine Neugliederung der 
Länder anzustreben, auch auf 
wenig Gegenliebe gestoßen.  
„Da hat mir Lothar de Maizière 

gesagt: ‚Lass bloß die Finger 
davon. Das kann nur schiefge­
hen‘“, erinnerte sich Schäuble. 
„Die neuen Länder waren also 
für viele Ostdeutsche ein Stück 
Heimat. Und sie haben so zur 
Akzeptanz des zwar von den 
meisten gewollten, aber doch 
fremden Systems beigetra­
gen.“

<< „Der Osten“ ist vielfältig

Dieser Umstand der Identifi­
kation mit den Ländern und 
Regionen sei aber aus der  
öffentliche Wahrnehmung  
verschwunden, so Schäuble 
weiter: „Wir alle sind ja von un­
serer Herkunft geprägt. Ich bin 
zuerst Badener. So wie andere 

<	 Wolfgang Schäuble
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Bayern oder Franken, Westfa­
len oder Hamburger sind, oder 
eben Sachsen oder Märker. Es 
spielt in der medialen Wahr­
nehmung aber eine unterge­
ordnete Rolle bei den Ostdeut­
schen. Die Westdeutschen 
wissen nicht, dass es zwischen 
Sachsen und Märkern oder 
Mecklenburgern und Thürin­
gern große Unterschiede gibt. 
Da überlagert die ostdeutsche 
Zuschreibung alles. Und wenn 
man genauer hinschauen wür­
de, würde sich zeigen, wie viel­
fältig und auch dissonant auch 
der vermeintlich einheitlich 
denkende Osten ist.“

<< Identität schärft sich 
am Gegenüber

Eine Ursache für das heute spe­
zifisch ostdeutsche Selbstbild, 
dass das föderale Verständnis 
teilweise wieder verdrängt 
habe, liege in der Zeit der Tei­
lung, so Schäuble: „Der Kalte 
Krieg hat das Denken in Ost 
und West zementiert. Das ist 
zwar längst Geschichte, aber 
es wirkt fort. Identität schärft 
sich immer an einem Gegen­
über. Auch das bundesdeut­
sche, von Wirtschaftswunder 
und Westbindung geprägte 
Selbstverständnis, hatte nicht 
unwesentlich mit dem Gegner 
im Systemkonflikt zu tun: Der 
Bedrohung durch den Kommu­
nismus sowjetischer Prägung 
und dem real existierenden So­
zialismus östlich der Elbe. Ge­
genüber dieser ideologischen 
Abgrenzung des Westens präg­
te die Menschen auf der ande­
ren Seite von Stacheldraht und 
Mauer etwas anderes: Viele 
DDR-Bürger verglichen nämlich 
ihr Leben mit dem der West­
deutschen. Sie hatten es ja im 
Fernsehen jeden Abend vor Au­
gen. Sie hatten, anders als in 
der Bundesrepublik, wo das Le­
ben jenseits des Eisernen Vor­
hangs überwiegend fremd 
blieb und auch nicht so sonder­
lich interessierte, immer ein 
westdeutsches Gegenüber. 
Und dessen Freiheiten, Wohl­
stand, Konsummöglichkeiten 
waren für viele in der DDR das 
Maß aller Dinge. Anders übri­

gens als in den anderen osteu­
ropäischen Nationen, die sich 
wie die DDR-Bürger 1989/1990 
ihre Freiheit erkämpften, ge­
hörte es zur deutschen Beson­
derheit, dass Ost und West in 
einem Staat zusammenwuch­
sen. Das westdeutsche Gegen­
über bestand also auch im 
Transformationsprozess inner­
halb der Gesellschaft fort und 
so blieb es zwangsläufig prä­
gend, sich weiter damit zu ver­
gleichen.“

<< Mangel an Anerkennung 
ostdeutscher Leistungen

Der Bundestagspräsident be­
tonte, es ergäben sich auch 
heute noch kritische Fragen 
„an die Rolle, die der Westen in 
der Transformation gespielt“ 
habe: „An einen vielleicht allzu 
selbstgefälligen Glauben an 
die Alternativlosigkeit der eige­
nen Konzepte und Modelle; 
und an eine allzu überhebliche 
Erwartung, sich diesen zu un­
terwerfen. Und so kommt der 
Mangel an westdeutscher An­
erkennung ostdeutscher Le­
bensleistung.“

Diese Erfahrung und „inzwi­
schen über Generationen  
tradierte Kränkungen“ im 
Transformationsprozess der 
90er-Jahre, die sich „insbeson­
dere in der negativen Wahr­
nehmung der Arbeit der Treu­
hand manifestierten“ sowie  
die noch immer als „zu groß 
empfundenen Unterschiede 
zwischen den Lebensbedin­
gungen in Ost und West“ und 
nicht zuletzt die auch dadurch 
bedingte massive Abwande­
rung bildeten heute „ein Ge­
misch für eine Identität, die die 
gesellschaftliche Spaltung eher 
zementiert, als sie zu überwin­
den hilft.“

<< Von der Erfahrung der 
Ostdeutschen lernen

Mancher Ostdeutsche, bedau­
erte Schäuble, pflege sogar be­
wusst Herabsetzungsgefühle 
und damit den eigenen Opfer­
status, statt selbstbewusst da­
rauf zu verweisen, dass man ja 

den Menschen im Westen min­
destens eine Erfahrung voraus 
habe: Nämlich die Anpassung 
an massive gesellschaftliche 
Umwälzungen. „Und das ist 
eine wertvolle Erfahrung. Ins­
besondere seit wir sehen, dass 
die Zumutungen von Globali­
sierung und Digitalisierung vor 
den westlichen Gesellschaften 
nicht haltmachen. Und wenn 
wir das in Ost und West ge­
samtgesellschaftlich erkennen 
und noch gemeinsam nutzen 
würden, dann könnte das viel 
und nachhaltig zur inneren Ein­
heit beitragen.“

<< Die Wende und der 
öffentliche Dienst

Mit Blick auf die Mitarbeiter 
des DDR-Staatsapparates, erin­
nerte sich Schäuble, hätten 
sich im Zuge der Wiederverei­
nigung schwierige Fragen ge­
stellt: „Was ist die größere Zu­
mutung für Einigkeit und Recht 
und Freiheit? Den ostdeut­
schen Verwaltungsmitarbei­
tern von vornherein die  
Übernahme in den gesamt­
deutschen öffentlichen Dienst 
zu verweigern? Oder auch 
Menschen mit Verantwortung 
zu betrauen, die im SED-Staat 
nicht nur tätig, sondern auch 
belastet waren? Ich habe mich 
damals gegen Widerstände da­
für eingesetzt, die pauschale 
Entlassung aller einstigen DDR-
Mitarbeiter zu verhindern. Per­
sonelle Kontinuität hatte es 
unter ganz anderen Vorausset­
zungen und historischen Be­
dingungen auch nach 1945 ge­
geben. Und so hatte meines 
Erachtens 1990 jeder auch eine 
faire Chance verdient.“

Zwar sei der Einsatz von Beam­
ten aus der westdeutschen Bü­
rokratie für den Aufbau einer 
modernen, effizienten Verwal­
tung in den neuen Bundeslän­
dern unerlässlich gewesen. 
„Aber heute, 30 Jahre später, 
sind immer noch viele, viele 
Führungspositionen in den ja 
längst nicht mehr „neuen“ Län­
dern mit Westdeutschen be­
setzt. Und das ist nicht belang­
los. Weder aus Sicht vieler 

Ostdeutscher, noch mit Blick 
auf die Akzeptanz unserer Ord­
nung“, sagte Schäuble. „Was 
unter dem Druck der Wieder­
vereinigung unvermeidlich 
war, hat langfristig Bindungen 
an die neue Verwaltung beein­
trächtigt. Und den Grad der  
inneren Einheit sollten wir  
deshalb immer auch daran 
messen, ob es uns besser ge­
lingt, bei Personalentscheidun­
gen im öffentlichen Dienst 
wirklich gleiche Startchancen 
sicherzustellen.“�
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Lob für Arbeit der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes

Neujahrsempfang: Ministerpräsidentin 
begrüßt dbb Landesvorsitzenden
Der Vorsitzende des dbb m-v, Dietmar Knecht, hat am 13. Januar 2020 als ei­
ner von rund 400 geladenen Gästen am politischen Start ins Jahr 2020, dem 
Neujahrsempfang der Ministerpräsidentin im Theater Vorpommern zu Stral­
sund, teilgenommen. Während des Empfangs konnten vielfältige Gespräche 
geführt werden.

Ministerpräsidentin Manuela 
Schwesig zeigte sich über­
zeugt, dass 2020 durch die ge­
meinsam entwickelten Aktivi­
täten der Landesregierung und 
des dbb m-v ein wichtiges Jahr 
für den öffentlichen Dienst des 
Landes in Bezug auf Attraktivi­
tätssteigerung und Nach­
wuchsgewinnung wird. Zudem 
brachte Schwesig auch ihre 
Wertschätzung für die Arbeit 
der Beschäftigten des öffentli­
chen Dienstes zum Ausdruck: 
„Unser Land hat sich in den 
vergangenen 30 Jahren gut 
entwickelt. Mecklenburg-Vor­
pommern hat an Wirtschafts­
kraft gewonnen. Die Arbeits­
losigkeit ist gesunken, die 
Abwanderung ist gestoppt. 
Zum Jahreswechsel haben wir 

die Elternbeiträge für die Kitas 
komplett abgeschafft. All das 
haben die Menschen in unse­
rem Land geschafft. Diejeni­
gen, die hier geboren wurden, 

und diejenigen, die in den ver­
gangenen 30 Jahren nach 
Mecklenburg-Vorpommern ge­
kommen sind. Das verdient An­
erkennung und Respekt. Vielen 

Dank an alle, die sich seit 1990 
für unser Land engagiert ha­
ben. Das gilt ganz besonders 
auch für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den öffentli­
chen Verwaltungen.“

Erstmals richtete auch Bundes­
kanzlerin Angela Merkel ein 
Grußwort an die Gäste. Zudem 
wurde der Landesverdienst­
orden verliehen: 
>	an den Theologen Christoph 

de Boor aus Waren (Müritz) 
für sein außerordentliches 
Engagement im Herbst 1989 
und weit darüber hinaus,

>	an Hannelore Kohl aus 
Greifswald für ihre Verdiens­
te beim Aufbau und der Eta­
blierung ehrenamtlicher und 
demokratischer Strukturen 
im Land,

>	an den Goalballer Reno Thie­
de aus Rostock für seinen 
großartigen Einsatz für den 
Sehbehindertensport im 
Land und auf internationaler 
Ebene. 
�

Landesregierung steht zu ihrem Wort

Weitere Maßnahmen zur Erhaltung der 
Zukunftsfähigkeit der Landesverwaltung
Ende 2019 hatte die Landesregierung die gewerkschaftlichen Spitzenorgani­
sationen in die Staatskanzlei eingeladen, um die Eckpunkte für ein noch in 
dieser Legislatur geplantes Besoldungsneuregelungsgesetz vorzulegen und 
gemeinsam zu erläutern.

Nur so lasse sich beim drin­
gend benötigten Nachwuchs 
das Interesse an einem der in­
teressanten Jobs im öffentli­
chen Dienst wecken. Gleich­
zeitig werden bewährte 
Beschäftigte motiviert und ge­

halten, betonte der dbb Lan­
desvorsitzende Dietmar 
Knecht im Anschluss an das 
Gespräch, an dem auch seine 
Stellvertreter Michael Blanck, 
Frank Höhne und Thomas 
Krupp teilgenommen hatten.

„Wir haben mit unseren Mit­
gliedern eine ganze Reihe von 
Vorschlägen, mit denen die 
Landesverwaltung attraktiver 
gemacht werden kann, ge­
meinsam in der Staatskanzlei 
erörtert und es sieht so aus, als 

ob wir endlich durchgedrun­
gen sind. Sei es bei Arbeitszeit­
flexibilisierung, verbesserten 
und unter Umständen auch 
ruhegehaltsfähigen Zulagen, 
Jobticket, Maßnahmen zur Per­
sonalbindung oder bei einer 
attraktiven Entlohnung bezie­
hungsweise Besoldung der 
Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter: Es werden mehr Mittel 
benötigt. Aber diese Investiti­
on ist dringend notwendig, um 
Mecklenburg-Vorpommern im 

<< Der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht mit Ministerpräsidentin  
Manuela Schwesig.
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dbb Jahrestagung in Köln

dbb m-v begrüßt Ansiedlung der 
Ehrenamtsstiftung in Neustrelitz
Am Rande der diesjährigen dbb Jahrestagung, die als gewerkschaftspolitischer Jahresauftakt am  
6. und 7. Januar 2020 traditionell in Köln stattfand, nutzte der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht 
die Gelegenheit zu einem kurzen Meinungsaustausch mit Bundesinnenminister Horst Seehofer.

„Das meiste in der Politik pas­
siert nur auf ausreichenden 
Druck. Deshalb will ich Sie aus­
drücklich ermuntern, diesen 
ausreichenden Druck aufrecht 
zu erhalten“, hatte Seehofer in 
seiner Rede vor den Gästen  
der Jahrestagung geäußert. 
„Machen wir, Herr Minister“, 
antwortete der dbb Landesvor­
sitzende Dietmar Knecht wäh­
rend eines Gesprächs im An­
schluss.

Ausdrücklich begrüßten die in 
Köln anwesenden Delegierten 
aus Mecklenburg-Vorpom­
mern die von Seehofer erneut 
bekräftigte Absicht der Bun­

desregierung, die Deutsche 
Stiftung für Engagement und 
Ehrenamt (DSEE) in Neustre­
litz anzusiedeln. Die Einrich­
tung soll mit 100 Personalstel­
len ausgestattet werden und 
es ist ein Etat von 32,5 Millio­
nen Euro vorgesehen. Neu­
strelitz sei eine gute Wahl,  
insbesondere auch vor dem 
Hintergrund des von der Bun­
desregierung erklärten Ziels 
der Stiftung, das bürger­
schaftliche Engagement und 
das Ehrenamt vor allem in 
strukturschwachen Regionen 
und auf dem Land zu unter­
stützen, unterstrich Knecht 
abschließend.�

<< Die Delegierten aus Mecklenburg-Vorpommern auf dem Begrüßungs­
abend in der Kölner Flora (von links): Gerd Dümmel (Vorsitzender der 
Landesseniorenvertretung und stellvertretender Landesvorsitzender dbb 
m-v), Susanne Wienke (DSTG, amtierende Vorsitzende der dbbj m-v), Ka­
rina Arndt (Landesvorsitzende DGVB), Dietmar Knecht (dbb Landesvor­
sitzender), Liv Grolik (stellvertretende Vorsitzende dbbj), Karoline Herr­
mann (Vorsitzende dbbj), Thomas Krupp (Landesvorsitzender komba und 
stellv. Landesvorsitzender dbb m-v) und Michael Blanck (Landesvorsit­
zender VBE und stellv. Landesvorsitzender dbb m-v).
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Ranking mit dem Bund und 
den anderen Ländern wieder 
auf bessere Platzierungen zu 
bringen“, so Knecht. Haus­
haltspolitische Experimente 
auf dem Rücken der Beschäf­
tigten müssten der Vergan­
genheit angehören. Die Argu­
mentation des dbb werde auch 
durch die forsa-Umfrage aus 
dem Sommer 2019 belegt, der 

zufolge mehr als 70 Prozent 
der Bürgerinnen und Bürger 
keinesfalls der Ansicht sind, 
dass der Staat zu viel Geld für 
seine Beschäftigten aufbringt. 
Natürlich dürfe die öffentliche 
Hand dabei nicht – wie leider 
in der letzten Zeit oft beob­
achtet – bei ihrer Aufgabener­
füllung überfordert wirken  
beziehungsweise sein, unter­

strich der dbb Landesvorsit­
zende.

Der dbb m-v wird die vorgeleg­
ten Eckpunkte im Rahmen der 
im Februar stattfindenden Sit­
zung des Landeshauptvorstan­
des ausführlich erläutern und 
bewerten. „Die Dienstrechts­
kommission des dbb m-v als 
zuständiges Gremium wird sich 

ausführlich mit den vorgesehe­
nen Neuregelungen beschäfti­
gen, damit wir das Gesetz­
gebungsverfahren zum 
geplanten Besoldungsneurege­
lungsgesetz fachkundig mit 
unserer Expertise begleiten 
können“, ergänzte Thomas 
Krupp, der auch Vorsitzender 
der Dienstrechtskommission 
des dbb m-v ist.�

Hauptversammlung der dbb Landesseniorenvertretung

Tagung der dbb Senioren in Schwaan
Am 27. November 2019 fand in Schwaan bei Rostock die diesjährige Sitzung der Hauptversammlung 
der Landesseniorenvertretung des dbb m-v statt. Eingeladen waren neben den Seniorenvertretungen 
der Mitgliedsgewerkschaften auch Vertreter der Ortsgruppen der Einzelmitglieder (ehemals BRH). 

Gerd Dümmel, Vorsitzender 
der Landesseniorenvertretung 
des dbb m-v, eröffnete die Sit­
zung, begrüßte zunächst die 

circa 30 Anwesenden und stell­
te anschließend den druckfri­
schen Flyer der Landessenio­
renvertretung des dbb m-v vor, 

der vor allem dazu genutzt 
werden soll, Mitglieder beim 
Eintritt in den Ruhestand zu 
begleiten und so zu motivie­

ren, weiterhin in ihrer Fachge­
werkschaft und so im dbb m-v 
zu bleiben. Des Weiteren be­
richtete er über die Festveran­
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staltung anlässlich des 25. Jah­
restages der Gründung des 
Landesseniorenbeirats am  
4. November 2019 in Banzkow 
sowie über die Vorbereitung 
des XI. Altenparlaments, wel­
ches am 23. April 2020 stattfin­
den wird. 

Im Anschluss folgte ein Vortrag 
von Wolfgang Schmidt, eines 
ehemaligen Polizisten, der un­
ter anderem bei der Kriminal­
polizei in Neubrandenburg ge­
arbeitet hat, zum Thema 
„Prävention und Sicherheit für 
ältere Menschen“. Anhand von 
zahlreichen anschaulichen Bei­
spielen aus der Praxis berichte­
te er über Methoden und 
Tricks, mit denen Betrüger ver­
suchen, gerade ältere Men­
schen um ihr Geld zu bringen 
und dabei oft die Gutgläubig­
keit, aber auch die Einsamkeit 
vieler Senioren ausnutzen. Er 
schilderte dabei zahlreiche Si­
tuationen, denen sich nahezu 
jeder der Anwesenden bereits 
selbst einmal gegenübergese­
hen hat. 

Zum nächsten Tagesordnungs­
punkt konnte als Gast die Kol­
legin Anke Schwitzer, stellver­
tretende Vorsitzende der dbb 
bundesseniorenvertretung, be­

grüßt werden. Sie berichtete 
unter anderem über die Senio­
renpolitische Fachtagung 2019, 
die das Thema „Wohnen im Al­
ter“ in den Fokus gestellt hat. 
Die Situation habe sich in den 
letzten Jahren immer weiter 
zugespitzt und könne mit der 
Frage „Unbezahlbar in der 
Stadt oder einsam auf dem 
Land?“ zusammengefasst wer­
den. Die politischen Versäum­
nisse der vergangenen Jahre im 
sozialen Wohnungsbau und bei 
der Daseinsvorsorge haben 
gravierende Auswirkungen auf 
die Wohnsituation einer al­
ternden Gesellschaft.

Die Politik habe diese Entwick­
lung zwar erkannt, es mangele 
aber an konkreten Gegenmaß­
nahmen. Bei der Verbesserung 
ländlicher Infrastrukturen al­
lerdings vorwiegend auf Digi­
talisierung zu vertrauen, sei zu 
kurz gedacht. Ältere und ge­
sundheitlich beeinträchtigte 
Menschen könnten nicht ohne 
Weiteres Computer und Inter­
net nutzen, weil die techni­
schen Hürden für viele zu hoch 
sind. Außerdem seien zwi­
schenmenschliche Kontakte 
und der persönliche Austausch 
unerlässlich. Ebenso müssten 
alternative und finanzierbare 

Wohnformen für Senioren in­
tensiver gefördert werden. 
Diese Ausführungen fanden 
bei den Anwesenden eine brei­
te Zustimmung. In der sich an­
schließenden Diskussion, in der 
Kollegin Schwitzer auch Fragen 
aus dem Publikum beantwor­
tete, schilderten viele auch ihre 
konkrete Situation und ihre 
Probleme vor Ort.

Kollegin Schwitzer stellte des 
Weiteren die Arbeit der Bun­
desarbeitsgemeinschaft der 
Seniorenorganisationen (BAG­
SO) vor, deren Mitglied die dbb 
Seniorenvertretung ist. Sie ap­
pellierte an die Anwesenden, 

die in jüngster Zeit häufiger im 
Rahmen von Tarifverhandlun­
gen artikulierte Forderung 
nach mehr Freizeit statt Ent­
gelterhöhungen kritisch zu hin­
terfragen. Sollten solche Ver­
einbarungen getroffen werden, 
würden Rentner und Versor­
gungsempfänger leer ausge­
hen und auch die Beschäftig­
ten müssten mit Auswirkungen 
auf ihre Rente beziehungswei­
se Pension rechnen.

Mit einem Ausblick auf die Ar­
beit der Landesseniorenvertre­
tung im kommenden Jahr 2020 
wurde die diesjährige Haupt­
versammlung geschlossen.�

Personalräte der Bundespolizei vor Ort

Personalratsmitglieder der DPolG BPolG 
zu Gast beim dbb m-v
Die letzte Sitzung des Gesamtpersonalrates der 
für Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-
Holstein zuständigen Bundespolizeidirektion Bad 
Bramstedt im Jahr 2019 fand am 17. Dezember 
beim Revier in Schwerin statt. 

Der fünfzehnköpfige Gesamt­
personalrat, dem zwölf Beam­
te und drei Tarifbeschäftigte 
angehören, vertritt rund 2 500 
Beschäftigte. Jede zweite Sit­
zung wird auswärts in den  
insgesamt acht Inspektionsbe­

reichen – davon fünf Landins­
pektionen und drei Seeinspek­
tionen – durchgeführt, diesmal 
bei der Inspektion Rostock, zu 
der das Revier Schwerin ge­
hört. Gegenstand der Personal­
ratssitzung waren unter ande­ ©

 d
bb

 m
-v

<< Der Vorsitzende der dbb Landesseniorenvertretung, Gerd Dümmel (ste­
hend). Weiterhin im Bild: Sein Stellvertreter Klaus Junker sowie Anke 
Schwitzer (stellvertretende Vorsitzende der dbb bundesseniorenvertre­
tung).

©
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<< Maik Ulke (rechts), Mitglied des dbb Landeshauptvorstandes, freute sich 
mit seinen DPolG-BPolG-Kolleginnen und -Kollegen vom Gesamtpersonal­
rat der Bundespolizeiinspektion Bad Bramstedt über die Gelegenheit zu 
einem Gespräch mit dem dbb Landesvorsitzenden Dietmar Knecht (links).
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GDL Bezirk Nord-Ost

Erweiterter Bezirksvorstand: 
Treffen in Neustrelitz
Der erweiterte Bezirksvorstand des GDL-Bezirks Nordost traf sich kurz 
vor den Weihnachtstagen am 19. und 20. Dezember zu seiner letzten  
Sitzung des Jahres 2019 in Neustrelitz.  

Als Gäste waren der dbb Lan­
desvorsitzende Dietmar 
Knecht sowie der Chef der Lan­
desseniorenvertretung, Gerd 
Dümmel, die beide GDL-Mit­
glied sind, mit dabei.

Im Rückblick für Mecklenburg-
Vorpommern wurde zum einen 
das gelungene Tarifgesamtpa­
ket mit der Rostocker Straßen­
bahn AG (RSAG) hervorgeho­
ben. Hier konnten in immerhin 
drei Verhandlungsrunden ele­
mentare Verbesserungen bei 
der Vergütung, bei der Planung 
von Urlaub und Freizeit sowie 
bei den Sozialleistungen er­
reicht werden. Das bedeutet 
ein klares Plus an Arbeits- und 
Lebensqualität für die Rosto­
cker Kolleginnen und Kollegen.

Viel Beachtung fand im Jahr 
2019 auch die Betriebsrätefach­
konferenz in Rostock-Warne­
münde, bei der Mecklenburg-
Vorpommern Gastgeber für 200 
GDL-Betriebsräte, Jugend- und 
Auszubildendenvertreter, 
Schwerbehindertenvertrauens­
personen der Wettbewerbs­
bahnen und der DB sowie für 
weitere Gäste sein durfte. Zum 
anderen wurden auch die für 
Mecklenburg-Vorpommern 
wichtigen Entscheidungen des 
Oberlandesgerichts zugunsten 

der Ostdeutschen Eisenbahn 
AG (ODEG) ausgewertet. Seit 
dem 15. Dezember, dem Tag 
des Fahrplanwechsels, über­
nahm die ODEG nicht unwe­
sentliche Leistungen von der DB 
Regio AG per Notvergabe durch 
die Landesverkehrsgesellschaft 
Mecklenburg-Vorpommern. Die 
DB Regio klagte gegen die Ent­
scheidung vor der Vergabekam­
mer – allerdings vergebens.

In engem Zusammenhang mit 
den davon betroffenen Be­
schäftigten stehen die am  
frühen Morgen des 18. Dezem­
bers 2019 beendeten Tarifver­
handlungen mit der ODEG-Ge­
schäftsführung. Hier konnte 
die GDL nach rund 15-stündi­
gen Verhandlungen ebenfalls 
in der dritten Runde in Berlin 
ein Paket schüren, das über die 
aktuelle Marktentwicklung 
spürbar hinausgeht und wich­
tige Signale sendet. Unter an­
derem wurde erreicht:  

>	1. Januar 2020: Wegfall der 
Kappung und Anhebung der 
Anbindungswerte auf 95 Pro­
zent für das Zugpersonal

>	1. Juli 2020: allgemeine Ent­
gelterhöhung von 1,5 Pro­
zent

>	1. Januar 2021: Erhöhung der 
Anbindung auf 97,4 Prozent, 

allgemeine Entgelterhöhung 
von 2,6 Prozent, strukturelle 
Verbesserung der Entgeltta­
belle für Lokomotivführer 
und Erhöhung der betriebli­
chen Altersvorsorge auf 1,5 
Prozent

>	1. Juli 2022: Wegfall der An­
bindung – damit erhält das 
Zugpersonal 100 Prozent des 
dann gültigen Marktniveaus 
und die betriebliche Alters­
vorsorge wird auf zwei Pro­
zent erhöht.  

Darüber hinaus wird zum letzt­
genannten Zeitpunkt die be­
triebliche Arbeitszeit bei 
gleichbleibendem Entgelt auf 
38 Stunden gesenkt. Bereits 
zum 1. Januar 2021 wird ein 
Jahresschichtplan eingeführt, 
der verbindlich die Schichten 
und Ruhetage für das ganze 

Jahr abbildet. Alle Kurzpausen 
werden mit Jahresende 2022 
der Vergangenheit angehören. 

Der Beitritt zum TV Personal­
übergang SPNV rundet den Ab­
schluss ab. Die Tarifkommissi­
on hat dem Abschluss mit 
Weitblick direkt nach den Ver­
handlungen einstimmig zuge­
stimmt.

Der erweiterte Bezirksvor­
stand bereitete in einem Aus­
blick auf das beginnende Jahr 
2020 auch die Aufsichtsrats­
wahlen im DB-Konzern vor. 
Dort entscheiden die Wähle­
rinnen und Wähler zurzeit über 
Aufsichtsratsmitglieder und/
oder Delegierte für die Wahl­
versammlung am 10. und 11. 
März 2020 in Hannover.�

<	 Bewerbungsfrist verlängert

FHöVPR: Freie Plätz für Studium und Ausbildung
Die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechts­
pflege (FHöVPR) in Güstrow hat die Bewerbungsfrist für eine in 
diesem Jahr beginnende Ausbildung oder ein Studium bis zum  
29. Februar 2020 verlängert.

Noch bis zu diesem Termin kann man sich für ein Studium zum Ba­
chelor of Arts – Polizeivollzugsdienst oder eine Ausbildung als 
Polizeimeister*in bewerben. Am 21. Februar veranstaltet die Fach­
hochschule dazu als ideales Bewerbertraining für eine Ausbildung 
einen Ferien-Trainings-Tag.

rem die Themen Arbeitszeit, 
Beförderungen, Arbeits- und 
Gesundheitsschutz, Abordnun­
gen und Versetzungen. Nach 
der Besichtigung des Landtages 
und einem Gespräch mit dem 
Mitglied des Landtages, Niels 
Seemann (SPD), in dem es vor 
allem um die Themen Innere 

Sicherheit und die gegenseitige 
Unterstützung von Landespoli­
zei und Bundespolizei ging, 
nutzte die Fraktion der DPolG 
Bundespolizeigewerkschaft die 
Gelegenheit zu einem Gespräch 
mit dem dbb Landesvorsitzen­
den Dietmar Knecht in der Lan­
desgeschäftsstelle des dbb m-v. 

In dem Gespräch wurden die 
Themen Personalaufwuchs, die 
Arbeitsverdichtung und die ak­
tuelle Diskussion um die ge­
werkschaftlichen Ziele für die 
kommende Einkommensrunde 
2020 beim Bund erörtert. Ei­
nen großen Stellenwert dürf­
ten neben Entgelt und Besol­

dungsanpassungen auch die 
Reduzierung der wöchentli­
chen Arbeitszeit von 41 Stun­
den haben. Ein weiteres Thema 
war auch hier die gegenseitige 
Unterstützung von Landes- 
und Bundespolizei. 
 
�
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Ausblick 2020

Gemeinsam können wir mehr erreichen
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wieder beginnt 
ein neues Jahr. Und für uns, als sächsische 
Gewerkschafter*innen, startet dieses direkt mit 
neuen Herausforderungen. 

Kurz vor der Weihnachtszeit 
wurde der Koalitionsvertrag 
der neuen „Sachsenkoalition“ 
unterzeichnet. Auf 134 Seiten 
wird dargestellt, welche Ziele, 
Absichten und Themen in den 
nächsten Jahren erreicht, avi­
siert und besprochen werden 
sollen.

Nahezu zeitgleich, noch am  
20. Dezember des letzten 
Jahres, wurde ein neues Sächsi­
sches Kabinett berufen.  
Hier arbeiten neue und erfah­
rene Minister*innen und 
Staatssekretär*innen in neuen 
und alten Häusern für ein hof­

fentlich zukunftsfähiges mo­
dernes Sachsen.

<	 Wir machen Staat

Für uns heißt es deshalb nun 
zu schauen, wie mit den Be­
diensteten in der öffentlichen 
Verwaltung und den privati­
sierten Bereichen in diesem 
Prozess umgegangen werden 
soll. Können wir uns mit unse­
ren Kompetenzen und Erfah­
rungen einbringen? Werden 
wir über laufende Entwicklun­
gen informiert? Hier sei insbe­
sondere auf das zu ändernde 
Personalvertretungsgesetz 

verwiesen. Werden wir (wert-) 
geschätzt und ernst genom­
men? Hier sei beispielhaft das 
Thema „Verrohung im Um­
gang“ beziehungsweise „Ge­
walt gegen Beschäftigte“ ge­
nannt – ein gesellschaftliches 
Problem, welches gerade im 
öffentlichen Dienst ein großes 
Problem darstellt.

Selbstbewusst sagt der SBB: 
„Wir machen Staat.“ Und so ist 
es auch. Seien Sie deshalb ver­
sichert, dass wir auch in der 
neuen sächsischen Konstellati­
on aufmerksam, kritisch und 
konstruktiv am Ball bleiben 
werden. Im Interesse unserer 
Mitglieder und letztlich für uns 
alle.

Auch deshalb: Alles Gute für 
das neue Jahr! Passen Sie gut 
auf sich auf und bleiben Sie vor 

allem gesund. Gemeinsam 
können wir einfach mehr  
erreichen!

Ihre 

Nannette Seidler, 
SBB-Landesvorsitzende

<	 Nannette Seidler, SBB-Landes­
vorsitzende
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Hauptversammlung

SBB Senioren tagten im November
Am 28. November 2019 tagte die Hauptversammlung der SBB Senioren. Dies war insbesondere eine 
Gelegenheit, über die Arbeit des Vorstandes im vergangenen Jahr zu berichten.

In der Diskussion standen un­
ter anderem auch die bei der 
Rentenüberleitung vergesse­
nen 17 Berufsgruppen im Fo­
kus, für die endlich eine Lösung 
gefunden werden muss. Zu­
dem muss das Altenbild in der 
Gesellschaft unbedingt verän­
dert werden. Wir setzen dabei 
auf die aktive Zusammenarbeit 
mit den Seniorenvertretern der 
einzelnen Mitgliedsgewerk­
schaften.

Im formalen Teil fand der Re­
chenschaftsbericht und Haus­
halt der SBB Senioren die Zu­
stimmung der anwesenden 
Delegierten.
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SBB Frauen

Die Gleichberechtigung  
im sächsischen Koalitionsvertrag
„Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist eine tragende Säule des  
gesellschaftlichen Zusammenhalts.“ So steht es geschrieben im Koalitions­
vertrag der neuen Landesregierung – und das lässt hoffen!

Im Vergleich zum vorherigen 
Koalitionsvertrag wurde eini­
ges zum Thema „Gleichberech­
tigung der Geschlechter“ er­
gänzt und konkretisiert – und 
dies nicht nur allgemein hin­
sichtlich Gewaltschutz oder 
Unterstützung für Alleinerzie­
hende, sondern insbesondere 
auch für den öffentlichen 
Dienst.

Die Forderung der Weiterent­
wicklung des Sächsischen Frau­
enförderungsgesetzes hin zu 
einem Gleichstellungsgesetz 
war bereits Gegenstand des 
alten Koalitionsvertrages – bis 
2016 sollte ein Gleichstellungs­
gesetz auf den Weg gebracht 
werden. Wir haben in den ver­
gangenen Jahren an den inten­
siven Vorarbeiten bis hin zum 
Gesetzesentwurf als SBB Frau­
en mitwirken können, dennoch 
war das Gesetz unter der alten 
Regierung zum Scheitern ver­
urteilt. Umso mehr freuen wir 
uns über die Aufnahme des 
Zieles in den neuen Koalitions­
vertrag, ein Gleichstellungsge­
setz zu verabschieden. Bis 2021 
soll dieses für den öffentlichen 
Dienst im Freistaat Sachsen 

beschlossen werden. Im aktu­
ellen Koalitionsvertrag wird 
konkretisiert, dass das Gesetz 
einige bestimmte Instrumente 
beinhalten soll. Zum einen sol­
len diese die Anzahl der weibli­
chen Führungskräfte erhöhen 
sowie die bessere Vereinbar­
keit von Familie und Beruf  
ermöglichen. Zum anderen  
sollen sie die bestehende Lohn­
lücke zwischen Frauen und 
Männern endlich schließen. 

Geschlechterspezifische Ent­
geltstrukturen sollen abgebaut 
werden. Auch eine Stärkung 
der Gleichstellungsbeauftrag­
ten, sowohl in organisatori­
scher als auch in finanzieller 
Hinsicht, ist vorgesehen. Um 
bestimmte Lebensphasen wie 
beispielsweise Zeiten der Kin­
dererziehung oder Pflege von 
Angehörigen besser gestalten 
zu können, sind auch Job-Sha­
ring-Modelle und weitere Mo­

delle zur flexiblen Arbeitszeit- 
und Arbeitsortgestaltung 
genannt. Ebenso wurde an die 
geschlechtergerechte Sprache 
gedacht, die eine Grundlage 
der Regierungsarbeit darstel­
len soll. 

Wir werden als SBB Frauen al­
les daran setzen, dass diese 
Ziele und Vorhaben tatsächlich 
umgesetzt werden. Mit unse­
rem Know How stehen wir als 
kompetente Ansprechpartne­
rinnen zur Verfügung. 

Gabriele Stuhr, 
stv. Vorsitzende der SBB Frauen
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Den Auftakt der Veranstaltung 
machte jedoch das ifo Institut, 
Niederlassung Dresden. In sei­
nem analytischen Vortrag be­
fasste sich Dr. Felix Rössel mit 
dem Thema „70 Jahre deutsche 
Teilung, 30 Jahre deutsche Ein­
heit – Welche Zukunft hat der 
Osten?“. Auf seiner Agenda 
standen:

>	Wo stehen wir?

>	Lohnangleichung: Fachkräfte 
und Vertrauen fehlen

>	Wie konnte es so weit kom­
men? Wucht der Teilung 
Deutschlands wird drama­
tisch unterschätzt

>	Perspektiven: ostdeutsche 
Lösungen für ostdeutsche 
Herausforderungen

Ein völlig neues Herangehen an 
die uns bewegenden Fragen, 

die den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern eine andere Be­
trachtungsweise der Dinge er­
öffnete. 

Die ehemalige Landtagsabge­
ordnete Simone Lang (SPD) 
machte in ihren anschließen­
den Ausführungen die politi­
sche Betrachtungsweise für 
Sachsen, auch als Resümee aus 
dem Vortrag, deutlich. Zudem 

wies sie darauf hin, dass im 
Pflegestärkungsgesetz (PSG III) 
die Rehabilitation nicht berück­
sichtigt wurde. Sie würdigte 
mit ihrer Teilnahme die Arbeit 
der Seniorenvertretung und 
die Zusammenarbeit im zu­
rückliegenden Zeitraum.  

Rita Müller, 
Vorsitzende der SBB Senioren
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<	 Vorstand der SBB Frauen: Tanja Teich, Gabriele Stuhr, Margit Liebsch, Gerlind Steiner-Klaiber, Monika Dietz  
(von links)
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Weihnachtsmarktbesuch: Wege zur Vernetzung der Jugend

<	 Beim Weihnachtsmarkttreffen in Leipzig ...

©
SB
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<	 ... und Dresden

Im Dezember 2019 lud die SBB Jugend in Dresden, Leipzig und 
Chemnitz zu Weihnachtsmarktbesuchen ein. Neben dem Ken­
nenlernen stand hier auch die Vernetzung der Jugendvertre­
tungen unserer Mitgliedsgewerkschaften im Vordergrund.

Gewerkschaftliche Jugendarbeit hat viele Facetten und bei 
weihnachtlicher Stimmung wurden viele spannende Themen 
und aktuelle Vorhaben engagiert diskutiert. �  

      Sachsen –  
           hier bin ich daheim,  
 hier fühl’ ich mich wohl.

Rakotzbrücke im Kromlauer Park
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Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS)

Landesgewerkschaftstag 2019
Am 16. November 2019 trafen sich über 50 Delegierte zum 7. Landesgewerkschaftstag des  
GdS-Landesverbandes Sachsen in Dresden. 

Im öffentlichen Teil am Vormit­
tag lauschten die Teilneh­
merinnen und Teilnehmer den 
Worten der Landesvorsitzen­
den Gerit Protze und des GdS-
Bundesvorsitzenden Maik 
Wagner, der das 30. Jahr des 
Mauerfalls zum Anlass nahm, 
auf die Arbeit und die Entste­
hung der GdS in den Bundes­
ländern in Ost und West zu­
rückzuschauen. Auch die neu 
gewählte Bundesjugendleitung 
hat es sich nicht nehmen las­
sen, gleich einen Antrittsbe­
such in Sachsen durchzufüh­
ren: Tom Kunert unterstützte 
mit einem Redebeitrag die Ju­
gendarbeit.

Bereichert wurde der Gewerk­
schaftstag außerdem mit sehr 
interessanten und kurzweili­
gen Redebeiträgen von Rainer 
Striebel (Vorstandsvorsitzen­
der AOK PLUS), Jork Beßler  
(Geschäftsführer Deutsche 
Rentenversicherung Mittel­
deutschland), Klaus-Peter Han­
sen (Vorsitzender Agentur für 
Arbeit Regionaldirektion Sach­
sen) sowie Nannette Seidler 
(Vorsitzende SBB Beamten­
bund und Tarifunion Sachsen). 
Für den Landesvorstand war 
diese hochkarätige Besetzung 
eine Bestätigung, dass in der 
letzten Amtsperiode vieles 
richtig gemacht wurde und für 
die folgende Amtszeit neue 
Herausforderungen warten.

Nach den Tätigkeitsberichten 
der Vorsitzenden, des Schatz­
meisters und des Landesju­
gendleiters bescheinigten die 
Kassenprüfer dem Schatzmeis­
ter einwandfreie Arbeit in den 
letzten fünf Jahren.

<	 Große Mehrheit für 
Landesleitung 

Die Landesleitung wurde mit 
überwältigender Mehrheit für 
die neue Amtsperiode von fünf 
Jahren gewählt. Sie setzt sich 
wie folgt zusammen: 

>	Gerit Protze (Vorsitzende)
>	Ines Winkelbach und Mario 

Heisig (stellvertretende  
Vorsitzende)

>	Klaus Richter (Schatzmeister)
>	Konstantin Herbst (Jugend­

leiter)

Fünf weitere Mitglieder des 
Landesvorstandes werden die 
Leitung unterstützen. 

Mit den Dankesworten der 
neuen und alten Vorsitzenden 
an die ausgeschiedenen Vor­
standsmitglieder und die Dele­
gierten wurde der Gewerk­
schaftstag 2019 beendet. 
�

<	 Der neue GdS-Landesvorstand: „Es gibt viel zu tun, packen wir es an – 
nur ein WIR kommt weiter!“

<	 Die Landesvorsitzende des SBB, Nannette Seidler
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§Ehrung

Bundesverdienst­
kreuz für Wolfgang 
Ladebeck
Staats- und Kulturminister Rainer Robra hat in der 
Staatskanzlei in Magdeburg an Wolfgang Lade­
beck den Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland (das Bundesverdienstkreuz) über­
reicht. Verliehen wurde ihm der Orden von Bun­
despräsident Frank-Walter Steinmeier. 

Robra würdigte in seiner Lau­
datio das fast 30-jährige ge­
werkschaftliche Engagement 
des 59-jährigen Polizeirates. 
„Seit beinahe 30 Jahren setzen 
Sie sich in beeindruckender 
Weise dafür ein, dass die Belan­
ge der Beschäftigten des öf­
fentlichen Dienstes – insbeson­
dere der Polizei – in Politik und 
Öffentlichkeit Gehör finden. Sie 
haben Ihre Erfahrungen und 
Ihre Zeit stets uneigennützig in 
den Dienst der Gesellschaft ge­
stellt und hierdurch in vorbild­
licher Weise einen wertvollen 
Beitrag für unser Gemeinwohl 
geleistet“, sagte Robra anläss­
lich eines Empfangs am 11. De­
zember 2019. 

Wolfgang Ladebeck hat sich 
schon zu DDR-Zeiten, zunächst 
als Instandhaltungsmechani­

ker und Meister im damaligen 
Schönebecker Traktorenwerk, 
ab 1985 als Polizist, für die so­
zialen Belange seiner Kollegin­
nen und Kollegen eingesetzt. 
Dabei sollte es bleiben, sein ge­
samtes Berufsleben lang. Nach 
Mauerfall und Wiedervereini­
gung, als die ersten freien Ge­
werkschaften auch in Sachsen-
Anhalt entstanden, war für ihn 
klar, als Polizeivollzugsbeamter 
Mitglied in der Deutschen Poli­
zeigewerkschaft (DPolG) im 
Deutschen Beamtenbund zu 
werden. Da er nicht nur zah­
lendes Mitglied sein, sondern 
mitgestalten wollte, war er seit 
1991 nach verschiedenen 
Funktionen in seiner Heimat­
gewerkschaft von 2001 bis 
zum November dieses Jahres 
Landesvorsitzender und seit 
2003 stellvertretender Bundes­

vorsitzender der DPolG. „Mit­
mischen“ wollte er auch beim 
dbb Landesbund, zunächst als 
stellvertretender dbb Landes­
vorsitzender, seit Juni 2014 als 
dbb Landeschef. 

Ladebeck ist ein Gewerkschaf­
ter aus Überzeugung, ein enga­
gierter Vertreter der Interessen 
der Staatsdiener und ein An­
walt für einen öffentlichen 
Dienst, der personell gut auf­
gestellt zu jeder Zeit die staat­
lichen Aufgaben erfüllt und 
den Herausforderungen der 
neuen Arbeitswelt gerecht 
wird. Für die Politiker unseres 
Landes war er nicht immer ein 
bequemer, aber dennoch fairer 
Gesprächspartner. Seine über 
die Jahre gewachsenen guten 
Kontakte zu Mitgliedern der 
Landesregierung und des Par­
laments haben den Einfluss 
des dbb auf bestimmte Ent­
scheidungen den öffentlichen 
Dienst betreffend gesichert. 

Ladebeck ist kein Mann der 
lauten, aber der klaren Worte. 
Er ist ein Mann der Praxis, der 
weiß, wovon er redet. Dass er 
überzeugen kann und hartnä­
ckig Ziele verfolgt, hat ihm der 
damalige Finanzminister Jens 
Bullerjahn höchstpersönlich 
auf dem Flur des Landtagsge­
bäudes bescheinigt: Ohne 
Wolfgang Ladebeck hätte es 
beispielsweise 2017 keine Wie­
dereinführung des Weih­
nachtsgeldes für Beamtinnen 
und Beamte in Sachsen-Anhalt 
gegeben. 

Neben seinem gewerkschaft­
lichen Engagement vertritt La­
debeck derzeit die Interessen 
der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in der Medien­
anstalt Sachsen-Anhalt, ist 
Mitglied im Landespersonal­
ausschuss und ehrenamtlicher 
Richter am Verwaltungsgericht 
Magdeburg. 
�

Personalratswahlen 2020

Neue Auflage des Personalvertretungs-
gesetzes mit Wahlordnung
2020 ist es wieder so weit: In den Dienststellen der Verwaltungen des Landes und der Kommunen wird 
die Vertretung der Beschäftigten gewählt – der Personalrat.

Das Landespersonalvertre­
tungsgesetz Sachsen-Anhalt 

ist zusammen mit der Wahl­
ordnung die rechtliche Grund­

lage für diese Wahl. Darüber 
hinaus regelt das Personalver­

tretungsgesetz auch das Mitei­
nander zwischen Dienststelle 

<	 Staats- und Kulturminister Rainer Robra überreichte Wolfgang Ladebeck 
am 11. Dezember 2019 das Bundesverdienstkreuz.
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§und Personalrat. Wir freuen 
uns, Ihnen eine Neuauflage un­
serer dbb Broschüre „Landes­
personalvertretungsgesetz 
Sachsen-Anhalt“ zusammen 
mit der Wahlordnung anbieten 
zu können. Die Broschüre ist 
rechtlich auf dem aktuellsten 
Stand und berücksichtigt alle 
Änderungen, zuletzt die mit 
dem „Dritten Gesetz zur Ände­
rung des Landespersonalver­
tretungsgesetzes Sachsen-An­
halt“ vom 22. Juli 2019 und die 
„Wahlordnung zum Landesper­

sonalvertretungsgesetz Sach­
sen-Anhalt“ vom 21. Oktober 
2019.

Personalratsarbeit war noch 
nie leicht. Dennoch gibt es im­
mer wieder Kolleginnen und 
Kollegen, die für den Personal­
rat kandidieren und als ge­
wählte Personalratsmitglieder 
die Interessen der Beschäftig­
ten in den Dienststellen vertre­
ten und dafür sorgen, dass  
Gesetze, Verordnungen, Tarif­
verträge sowie Dienstvereinba­

rungen beachtet und umge­
setzt werden. Beamtinnen und 
Beamte sowie Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer brau­
chen einen starken Personal­
rat, der ihre Rechte gegenüber 
dem Dienstherrn und Arbeitge­
ber einfordert und gute Ar­
beitsbedingungen sichert.

Personalratsarbeit zu fördern, 
die Personalratsmitglieder un­
serer dbb Fachgewerkschaften 
nach Kräften zu unterstützen, 
ist uns Herzensangelegenheit. 

Diese Broschüre, die vom dbb 
herausgegebene „Zeitschrift 
für Personalvertretungsrecht“ 
(ZfPR), und der Rechtspre­
chungsdienst ZfPR online sol­
len Sie bei der praktischen Per­
sonalratsarbeit unterstützen.

Wir wünschen den Wahlvor­
ständen ein gutes Gelingen der 
Wahlen. Den Personalratsmit­
gliedern wünschen wir eine er­
folgreiche Arbeit und die Aner­
kennung ihrer Kolleginnen und 
Kollegen.�

Dienstrechtsänderungen

Altersermäßigung für Lehrkräfte wird 
hinausgeschoben
Jüngere Lehrkräfte können jetzt mehr unterrichten und mehr verdienen.  
Ältere Lehrkräfte erhalten ab dem 1. Februar 2020 die beiden Altersermäßi­
gungsstunden je Woche nicht mehr nach Vollendung des 60., sondern erst 
nach dem Erreichen des 62. Lebensjahres.

Der dbb und seine Lehrerge­
werkschaften kritisieren das 
Hinausschieben der Alterser­
mäßigung für Lehrkräfte als 
Arbeitszeiterhöhung durch die 
Hintertür.

Die Landesregierung begrün­
det das Hinausschieben der Al­
tersermäßigung mit der länge­
ren Lebensarbeitszeit. Ältere 
Lehrkräfte bekämen weiter für 
die letzten fünf Arbeitsjahre 
zwei Abminderungsstunden je 
Woche. Bei einer Lebensar­
beitszeit bis 67 würden die Ab­
minderungsstunden dann mit 
Erreichen des 62. Lebensjahres 
beginnen. Finanzminister Mi­
chael Richter hält das für „zu­
mutbar und vernünftig“.

Ganz anders sehen das die für 
Bildung zuständigen stellver­
tretenden dbb Landesvorsit­
zenden Thomas Gaube und 
Torsten Salomon. Gaube: 
„Lehrkräfte haben nach Vollen­
dung des 60. Lebensjahres die 
zwei Unterrichtsstunden Al­
tersermäßigung zur Entlastung 

erhalten. Mit der Anhebung 
der Lebensarbeitszeit bleibt die 
Arbeitsbelastung für die 60- 
und 61-jährigen Lehrkräfte un­
verändert hoch. Wir halten die 
Begründung für vorgeschoben. 
In Wahrheit soll mehr Unter­
richt auf Kosten dieser Lehre­
rinnen und Lehrer generiert 
und eine höhere Mehrarbeits­
vergütung gegenfinanziert 
werden. Diese Maßnahme rich­
tet sich gegen das eigentliche 
Anliegen, Lehrkräfte bis zum 
Erreichen der Regelaltersgren­
ze im Schuldienst zu halten.“ 
Torsten Salomon sagte zur 
Neuerung: „Die Streichung der 
Altersermäßigung ist ein 
Schlag ins Gesicht all derjeni­
gen engagierten Lehrerinnen 
und Lehrer, die das System 
Schule am Laufen gehalten 
und die Unterrichtsversorgung 
sichergestellt haben.“

Gaube und Salomon sind sich 
einig, dass mit dieser Maßnah­
me nicht mehr Unterricht ge­
neriert wird, sondern Lehrkräf­
te öfter und länger krank sein 

und wegen der hohen Belas­
tungen vorzeitig in den Ruhe­
stand gehen werden.

Neben dem Hinausschieben 
der Altersermäßigung schuf 
die Landesregierung die Grund­
lage für freiwillige Mehrarbeit 
der Lehrkräfte, höhere Stun­
densätze und Zusatzstunden­
konten.

Zum 1. Januar 2020 erhalten 
zudem nicht nur Lehrkräfte hö­
here Stundensätze für Mehrar­
beit, sondern auch alle ande­
ren Beamtinnen und Beamte. 
Zudem werden die Mehrar­
beitsvergütungsbeträge für die 
Jahre 2019, 2020 und 2021 dy­
namisiert.

Grundlage für die Dienst­
rechtsänderungen ist die Drit­
te Verordnung zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften 
vom 12. Dezember 2019, GVBl. 
LSA S. 984. 
 
�

„Ideenwerkstatt öffentlicher Dienst“ war das Thema der 61. 
Jahrestagung des dbb vom 6. bis 7. Januar 2020 im Congress-
Centrum-Nord in Köln. Um als attraktiver Arbeitgeber erfah­
rene Beschäftigte zu halten und engagierte Nachwuchskräf­
te langfristig zu binden, muss der öffentliche Dienst der 
Zukunft agil, vielfältig und digital sein. Der dbb hat dazu ein 
Werkstattpapier zur Modernisierung des Staatsdienstes vor­
gelegt und einen Dialogprozess gestartet. Auf dem Bild die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des dbb sachsen-anhalt.
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Sekundarschullehrerverband

Diepenbrock im Amt bestätigt
Auf der Mitgliederversammlung des Sekundar­
schullehrerverbandes (SLV) Sachsen-Anhalt am  
22. November 2019 in Merseburg wurden die Lan­
desvorsitzende Claudia Diepenbrock und der stell­
vertretende Landesvorsitzende Dietmar Frühauf 
für weitere zwei Jahre in ihren Ämtern bestätigt.

„Wir wünschen uns von der Po­
litik klare Ansagen zum diffe­
renzierten Schulwesen, eine 
angemessene Alimentation al­
ler Lehrkräfte, gute Rahmenbe­
dingungen für Integration und 
Inklusion, die Einstellung von 
ausreichend Lehrerinnen und 
Lehrern sowie pädagogischen 
Mitarbeitern, um das in den 
letzten Jahren entstandene 
Defizit zu beseitigen“, sagte 
Diepenbrock in ihrer Rede. Da­
mit sich Lehrkräfte auf ihre ei­
gentlichen Aufgaben konzen­
trieren können, sollten in allen 
Sekundarschulen Schulverwal­
tungsassistenten zum Einsatz 
kommen.

Der SLV fordert zudem, dass 
die Sekundarschulen finanziell 

und optimal ausgestattet und 
in der Öffentlichkeit gestärkt 
werden. „An den Sekundar­
schulen findet eine differen­
zierte und zielgerichtete Vor­
bereitung der Schülerinnen 
und Schüler auf das Berufsle­
ben statt. Gerade Handwerks­
betriebe profitieren von der 
Arbeit der Sekundarschulen“, 
betonte Diepenbrock.

In seinem Grußwort sprach 
Wolfgang Ladebeck, Vorsitzen­
der des dbb sachsen-anhalt, 
über die wichtigen Aufgaben 
des dbb im Hinblick auf den 
öffentlichen Dienst. „Der dbb 
mit seinen vielen Fachgewerk­
schaften, zu denen auch der 
Sekundarschullehrerverband 
gehört, ist die einzige Gewerk­

schaft, die sich für die Beamten 
und Arbeitnehmer im öffentli­
chen Dienst einsetzt“, sagte 
Ladebeck.

Jürgen Böhm, stellvertretender 
Bundesvorsitzender des dbb 
und Bundesvorsitzender des 
Verbandes Deutscher Real­
schullehrer, sprach über die 
derzeitigen Rahmenbedingun­
gen an den Schulen, über Bil­

dungsmissstände und den 
Lehrkräftemangel. „Bildung ist 
Menschenrecht und das Fun­
dament individueller und ge­
sellschaftlicher Entwicklung. 
Die Politik ist unseren Kindern, 
unseren Lehrkräften und unse­
rer Gesellschaft gegenüber ver­
pflichtet, dieses Recht einzulö­
sen“, so Diepenbrock zum 
Abschluss. 
�

8. DPolG-Landeskongress Sachsen-Anhalt

Olaf Sendel zum neuen 
Landesvorsitzenden gewählt
Olaf Sendel heißt der neue Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerk­
schaft (DPolG) Sachsen-Anhalt. Der 8. Landeskongress wählte den 50-jähri­
gen Polizeioberrat am 19. November 2019 in Magdeburg an die Spitze des 
DPolG-Landesverbandes.

Mit überwältigender Mehrheit 
wählten die 99 anwesenden 
Delegierten Olaf Sendel zum 
neuen Landesvorsitzenden der 
DPolG. Sendel ist Leiter der Au­
tobahnpolizei in Weißenfels 
und lebt in Unterrißdorf bei 
Eisleben. Von 1995 bis 2001 

war er Landesjugendleiter der 
DPolG und seit 2010 ist er Regi­
onalbauftragter der Stiftung 
der DPolG. Wolfgang Ladebeck, 
der 18 Jahre lang die DPolG in 
Sachsen-Anhalt führte, stand 
für eine erneute Kandidatur 
nicht mehr zur Verfügung. Sen­

del stehen vier Stellvertreter 
zur Seite: Kerstin Koch, Anja 
Ackermann, Norman Kubbe 
und Michael Scheel.

Neben den Wahlen bestimm­
ten die Delegierten auch den 
gewerkschaftspolitischen Kurs 

für die kommenden fünf Jahre. 
Mit 64 Anträgen bekräftigten 
die Delegierten ihre Forderun­
gen für leistungsgerechte Be­
schäftigungsbedingungen, per­
sonelle sowie technische 
Aufrüstung der Landespolizei.

<	 Ladebeck zog Bilanz

Der 8. Landeskongress stand 
unter dem Motto „Innere Si­
cherheit – wir sind MEHR­
WERT!“. Nicht ohne Grund, 
denn Wertschätzung der Ar­

<	 Wolfgang Ladebeck (Vorsitzender des dbb sachsen-anhalt), Claudia Die­
penbrock (Landesvorsitzende des SLV Sachsen-Anhalt) und Jürgen Böhm 
(stellvertretender dbb Bundesvorsitzender und Bundesvorsitzender des 
Verbandes Deutscher Realschullehrer) (von links)
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beit der Polizeibeamtinnen 
und -beamten sehe anders aus, 
betonte Ladebeck in seinem 
Resümee über die Arbeit in den 
letzten fünf Jahren: „Klar ist, 
dass wir in den letzten Jahren 
viel erreicht haben. Klar ist 
aber auch, dass noch viele 
Missstände in unserem Land 
beseitigt werden müssen.“

Den Bediensteten in der Lan­
despolizei, vor allem den Poli­
zeibeamtinnen und -beamten, 
seien in den letzten Jahren 
Sonderopfer in einem be­
trächtlichen Ausmaß abver­
langt worden. Zusätzlich seien 
sehr viele Kolleginnen und Kol­
legen in den Ruhestand gegan­
gen und die Landesregierung 
habe aufgrund von Haushalts­
zwängen gegenüber der Polizei 
in einer negativ nachwirken­
den Haltung argumentiert.

Trotz unzureichender Personal­
decke seien auch die Aufgaben 
nicht weniger geworden. Wenn 
dann noch besondere Situatio­
nen hinzukommen, wie die In­
tegration von Flüchtlingen 
oder besondere Gefährdungs­
lagen, sei das Land nicht aus­
reichend vorbereitet. Der enor­
me und jahrelange 
Personalabbau habe sich spür­
bar auf die Funktionsfähigkeit 
der Landespolizei ausgewirkt. 

„Wertschätzung der Arbeit der 
Polizistinnen und Polizisten 
sieht anders aus“, kritisierte 
Ladebeck. Er fordert von der 
Landesregierung die Rückkehr 
zu einer bundeseinheitlichen 
Besoldung, einen stetigen Per­
sonalzuwachs, die Verbesse­
rung der Ausstattung der Poli­
zei mit Dienstkleidung und 

Ausrüstung, kontinuierliche 
Beförderungen, die Erhöhung 
der Polizeizulage sowie deren 
Ruhegehaltfähigkeit, ein Weih­
nachtsgeld, das seinen Namen 
auch verdient, und nicht zu­
letzt eine schnelle Verbesse­
rung der Situation in der Poli­
zeiverwaltung. 

<	 Dank und Anerkennung

In seinem Gewerkschaftsleben 
hat Ladebeck über Jahrzehnte 
die Anliegen der Kolleginnen 
und Kollegen vertreten, für sie 
gekämpft und gestritten. Die 
Delegierten bedankten sich,  
indem sie Ladebeck zum 
DPolG-Ehrenvorsitzenden er­
nannten. Dirk Kost, langjähri­
ger Wegbegleiter von Lade­
beck, fand für Ladebeck 
folgende Worte und Anerken­
nung:

„Lieber Wolfgang, Du hast seit 
1991 in vielen verschiedenen 
Funktionen in der DPolG, so als 
stellvertretender Landesvorsit­
zender, DPolG-Stiftungsbeauf­
tragter der neuen Länder und 
seit 2001 als Landesvorsitzen­
der Deiner Heimatgewerk­
schaft dazu beigetragen, dass 
die DPolG als starke und kom­
petente Interessenvertretung 
in der Polizei, Feuerwehr und in 
der Politik in Sachsen-Anhalt 
wahrgenommen und geachtet 
wird. Hart in der Sache, wenn 
nötig auch kämpferisch. Dafür 
danken wir Dir von ganzem 
Herzen.“

Dirk Kost und Stefan Perlbach, 
die dem geschäftsführenden 
Vorstand der DPolG angehör­
ten, wurden zu Ehrenmitglie­
dern der DPolG ernannt.

<	 Öffentliche 
Veranstaltung

In der öffentlichen Veranstal­
tung am 20. November 2019 
würdigte Ministerpräsident 
Rainer Haseloff die Arbeit der 
Polizei in Sachsen-Anhalt als 
einen wichtigen Beitrag zum 
Zusammenhalt der Gesell­
schaft. „Unsere Polizei ist eine 
wesentliche Säule der rechts­
staatlichen Ordnung in die­
sem Land. Durch die Polizei 
vor allem bekommt diese Ord­
nung für die Bürgerinnen und 
Bürger ein Gesicht“, sagte Ha­
seloff. Die Landesregierung 
verfolge das Ziel einer ange­
messenen Personalausstat­
tung und moderner Organisa­
tionsformen für die Polizei. 
Die vorgenommenen Neuein­
stellungen und die Organisati­
onsfortentwicklung in der 
Landespolizei seien dafür 
überzeugende Belege.

Holger Stahlknecht, Innenmi­
nister des Landes Sachsen-An­
halt, würdigte in seinem Gruß­
wort insbesondere im Hinblick 
auf den Anschlag auf eine Syn­
agoge in Halle am 9. November 
2019 die professionelle Arbeit 
der Polizei. Er bezeichnete die 
Ereignisse als herausfordernds­
te Lage, die die Einsatzkräfte 
seit 1990 zu bewältigen hat­
ten. Die Polizei habe besonnen 
und verantwortungsvoll ge­
handelt. „Dafür gelten Ihnen 
mein Dank und meine Aner­
kennung“, sagte Stahlknecht. 

Vor dem Hintergrund der dün­
nen Personaldecke im Polizei­
bereich erklärte Stahlknecht: 
Ziel sei es, bei der Landespoli­
zei bis zum Ende dieser Wahl­
periode eine Sollstärke von 
6 400 Vollzugsbeamten zu er­
reichen und die hierfür not­
wendigen Ausbildungskapazi­
täten zu schaffen. Der weitere 
Einstellungskorridor werde 
nach belastungsorientierten 
Faktoren so ausgestaltet, dass 
langfristig ein Bestand von 
7 000 Polizeivollzugsbeamten 
erreicht und somit die hohe 
Zahl von Ruhestandseintritten 
ausgeglichen werde.

Rainer Wendt, Bundesvorsit­
zender der DPolG, sprach in 
seiner Rede Themen der Inne­
ren Sicherheit wie Ausstat­
tung, Personal bei der Polizei 
sowie neue Befugnisse für die 
Sicherheitsbehörden an.

<	 Klare Botschaft an 
Landesregierung

Olaf Sendel adressierte in  
seiner ersten Rede als Landes­
vorsitzender eine deutliche 
Botschaft an den Ministerprä­
sidenten: „Aufgrund der vor­
handenen Personalstärke 
müssen die Menschen in die­
sem Land auf die Polizei bei 
Verkehrsunfällen, bei Lauben­
einbrüchen und sonstigen An­
liegen ewig und drei Tage  
warten. Das muss sich 
schnellstens ändern.“

Auch sei die Zunahme von Ge­
walt gegen Polizeibeamte in 
ganz Deutschland eine erschre­
ckende Tatsache. Die Polizei 
müsse immer mehr als Prügel­
knabe für den allgemeinen ge­
sellschaftlichen Frust herhal­
ten. Sendel fordert die Politik 
auf, sich konsequent hinter 
ihre Polizei zu stellen. „Der 
Staat muss endlich seiner be­
sonderen Fürsorgepflicht ge­
genüber denjenigen nachkom­
men, die sich dem Schutz des 
Staates verschrieben haben“, 
betonte Sendel. Um dies künf­
tig besser zu schaffen, sei ent­
sprechendes Personal sowie 
eine moderne, sichere und 
funktionale technische Aus­
stattung vorzuhalten.

Polizeibeamte befinden sich zu 
ihren Dienstherren in einem 
gegenseitigen Dienst- und 
Treueverhältnis. Damit seien 
aber nicht nur Pflichten des  
Beamten gegenüber seinem 
Dienstherrn gemeint, sondern 
in gleichem Maße die Pflichten 
der Dienstherren gegenüber 
ihren Polizeibeamten. Sendel 
fordert die Einführung eines 
behördlichen Rechtschutzes 
wie in Nordrhein-Westfalen, 
Hamburg, Bayern und Baden-
Württemberg. 
�

<	 Der scheidende DPolG-Landesvorsitzende Wolfgang Ladebeck (l.) gratu­
liert dem neugewählten DPolG-Landesvorsitzenden Olaf Sendel.
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Koalitionsvertrag Rot-Rot-Grün

Personalabbau soll gestoppt werden
Linke, SPD und Grüne haben sich auf einen Vertrag für eine Minderheitsregierung geeinigt. Der bisher 
beschlossene Personalabbau in der Landesverwaltung soll demnach gestoppt werden.

„Die Umsetzung unserer lang­
jährigen Forderung begrüßen 
wir ausdrücklich. Die gestrige 
Ankündigung markiert einen 
längst überfälligen Kurswech­
sel und ein Umdenken in der 
Personalpolitik des Landes. 
Notwendig ist auch, dass die­
ses Umdenken in praktisches 
Handeln umgesetzt wird, in­
dem veraltete Vorschriften ak­
tualisiert oder aufgehoben 
werden“, kommentiert der tbb 
Landesvorsitzende Helmut 

Liebermann diese Ankündi­
gung.

Ein weiterer Personalabbau 
hätte zur Folge, dass wir einen 
kaputtgesparten schwachen 
Staat bekämen, den niemand 
wirklich will und der seine 
Aufgaben nicht mehr erfüllen 
könnte. Bereits heute sind 
mehr als 60 Prozent unserer 
Bevölkerung in Deutschland 
der Auffassung, dass der Staat 
bei der Erfüllung seiner Aufga­

ben überfordert ist, wie der 
„Monitor öffentlicher Dienst 
2020“ des dbb ausweist. Ein 
starker Staat ist auch ein we­
sentlicher Standortfaktor für 
eine leistungsfähige Wirt­
schaft.

Gleichzeitig mahnt der tbb an, 
Einstellungshindernisse abzu­
bauen und nicht nur die Wie­
derbesetzung von Stellen zu 
ermöglichen, sondern eine 
aufgabengerechte Personal­
ausstattung zuzulassen, auch 
in wenig beachteten Berei­
chen wie beispielsweise Ar­
beitsschutz, Eichwesen und 

der technischen Verwaltung 
wieder Personal aufzubauen.

Heute geht es nicht mehr um 
die Verhinderung von Personal­
überhängen, sondern um die 
Gewinnung geeigneter, gut 
ausgebildeter Nachwuchskräf­
te. In diesem Zusammenhang 
muss auch die Ausbildung für 
Fachrichtungen des öffentli­
chen Dienstes attraktiver wer­
den. So muss das technische 
Referendariat wieder ermög­
licht werden, genauso wie die 
Verbeamtung im juristischen 
Referendariat. 
�

dbb jugend thüringen 

Aufnahme in den Landesjugendring
Am 30. November 2019 fand die 43. Vollversammlung des Landesjugendrings Thüringen (LJRT)  
in Erfurt statt. Auf der Agenda stand auch der Aufnahmeantrag der dbb jugend thüringen. 

Nach der Vorstellung der dbb 
jugend thüringen durch Lan­
desjugendleiter Christian Bür­
ger stimmte die Versammlung 
über den Aufnahmeantrag ab. 
Mit 55 Ja-Stimmen, 0 Nein-
Stimmen und 7 Enthaltungen 
wurde die dbb jugend thürin­
gen mit übergroßer Mehrheit 

zum 1. Dezember 2019 in den 
Landesjugendring aufgenom­
men. 

„Heute ist ein guter Tag für 
die dbb jugend thüringen“, so 
Landesjugendleiter Christian 
Bürger im Anschluss an diese 
Veranstaltung. „Wir werden 

uns engagiert in die Arbeit 
des Landesjugendrings ein­
bringen und unsere politi­
schen Ziele, im Interesse un­
serer Mitglieder und der 
jungen Kollegen/-innen des 
öffentlichen Dienstes in Thü­
ringen, zur Geltung bringen“, 
so Bürger weiter.�

©
 P

ix
ab

ay
 &

 tb
b

<	 Unser Forderungspapier finden Sie online unter www.thueringer- 
beamtenbund.de
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Stellvertretende tbb Vorsitzende Drischmann in der Jury 

Salzmann-Preis des Freistaates Thüringen 
Am 28. November 2019 ehrte Thüringens Minister 
für Bildung, Jugend und Sport, Helmut Holter, im 
Erfurter Augustinerkloster zehn Persönlichkeiten 
mit dem Salzmann-Preis 2019.

Der Salzmann-Preis wird seit 
2013 in Anerkennung und 
Würdigung von langjährigen 
Verdiensten und eines enga­
gierten, verantwortungsbe­
wussten Wirkens im Bildungs­
bereich vergeben. Das umfasst 
frühkindliche, schulische oder 
außerschulischer Bildung und 
Personen, die zum Gelingen 

von Bildungsprozessen durch 
ein besonderes persönliches 
Engagement beitragen oder 
die sich in Bildungsinstitutio­
nen  in besonderer Weise en­
gagieren.

Namensgeber des Preises ist 
der Thüringer Reformpädago­
ge Christian Gotthilf Salz­

Bund Deutscher Forstleute (BDF) – Landesbund Thüringen

Ehrenamt ist ausgezeichnet
„Jeder dritte Thüringer engagiert sich in seiner Freizeit ehrenamtlich. Unsere Engagierten tun dies für 
das Gemeinwohl freiwillig und unentgeltlich.“ So umschreibt die Thüringer Ehrenamtsstiftung das En­
gagement von vielen Menschen. Tatsächlich würde unsere Gesellschaft ohne das Ehrenamt nicht funk­
tionieren. Viele Aufgaben werden dadurch abgedeckt, in allen Lebensbereichen.

Davon können wir auch ein 
Lied singen: Der BDF Thüringen 
ist vollständig ehrenamtlich 
organisiert. Das hat Vor- und 
Nachteile. Aber auf jeden Fall 
gebührt allen Engagierten gro­
ßer Dank. Das geht im Alltag 
häufig unter. Die Thüringer Eh­
renamtsstiftung will das än­
dern: Im November 2019 fand 
die Thüringen-Gala statt. Ne­
ben der Wiedervereinigung 
stand dabei auch das Ehrenamt 
im Mittelpunkt des Abends.

Stellvertretend für alle Ehren­
amtlichen, die in Thüringen tä­
tig sind, zeichnete eine Jury 
drei Thüringer Engagement-
Botschafter für 2020 aus: die 
Erfurter Revierförsterin Uta 
Krispin, Frank Baumgarten von 
der Stiftung Landleben und 
den Bürgermeister von Ponitz, 
Marcel Greunke. Sie dürfen die 

Erlöse des Abends für ihre eh­
renamtlichen Projekte ausge­
ben.

Über die Auszeichnung von Uta 
Krispin haben wir uns natürlich 

besonders gefreut. Seit vielen 
Jahren schon ist sie dem BDF 
treu und vertritt die Interessen 
der Forstleute auf verschiede­
nen Ebenen ganz energisch. Sie 
leitet im Forstamt Erfurt-Will­

rode das Revier Erfurt. Darüber 
hinaus engagiert sich Uta 
Krispin seit vielen Jahren eh­
renamtlich im Förderverein des 
historischen Forsthauses Will­
rode, organisiert dort jedes 
Jahr zahlreiche Veranstaltun­
gen und gibt dem Ort eine be­
sondere Seele. Daneben ist sie 
insbesondere für die Umwelt­
bildung aktiv, weit mehr als die 
Dienstpflicht vorgibt. 

Wir gratulieren Uta Krispin 
ganz herzlich und bedanken 
uns für ihr langjähriges Enga­
gement und wünschen ihr wei­
terhin viel Freude, Kraft und 
Inspiration für ihr Tun!

Jens Düring, 
Pressereferent und  

stellvertretender  
Landesvorsitzender 

BDF Thüringen

<	 Marcel Greunke, Uta Krispin, Frank Baumgarten (von links).
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<	 Helmut Holter (Thüringer Minister für Bildung, Jugend und Sport), Anja 
Köpper (Salzmann-Preisträgerin 2019), Birgit Drischmann (stellvertreten­
de tbb Vorsitzende) (von links)
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BBBank-Veranstaltung

„Bildung in Deutschland – 
Der öffentliche Dienst schafft Zukunft“
Am 3. Dezember 2019 lud die BBBank unter dem 
Motto „Bildung in Deutschland – Der öffentliche 
Dienst schafft Zukunft“ nach Sachsen ein.

Auch der tbb war mit einigen 
Vertretern seiner Mitglieds­
gewerkschaften aus Thürin­
gen vertreten. Die Abendver­
anstatung – ein jährliches 
Highlight mit wechselnden 
Standorten – konnte mit inte­

ressanten Vorträgen, musika­
lischer Unterhaltung und ei­
nem gemütlichen Ausklang 
überzeugen. Prominente Red­
ner würdigten die zentrale 
Funktion des öffentlichen 
Dienstes.�

,, ,,„Studiere deine Kinder, aus ihren Anlagen und 
Neigungen entwickle deinen Erziehungsplan.“ 

Christian Gotthilf Salzmann

mann (1744 bis 1811), der die 
beispielhafte Landeserzie­
hungsanstalt Schnepfenthal 
gründete und als pädagogi­

scher Praktiker und Autor 
wegweisende Werke hinter­
lassen hat. Eine unabhängige 
Jury, zu der auch die stellver­

tretende tbb Vorsitzende Bir­
git Drischmann gehört, wählt 
unter den Vorgeschlagenen 
die Preisträgerinnen und 
Preisträger aus. Dabei werden 
folgende Kriterien berück­
sichtigt:

>	Preis für die Umsetzung ei­
nes innovativen Projekts 
oder Vorhabens

>	Preis für besonderes pädago­
gisches Engagement 

>	Preis für den Aufbau wert­
schätzender Beziehungen

In den Laudationen wurden die 
Leistungen und Werte der 
Preisträgerinnen und Preisträ­
ger noch einmal betont und 
ihnen damit gedankt und 
Wertschätzung entgegenge­
bracht. Die Freude bei den Ge­
ehrten konnte man in deren 
Gesichtern ablesen.�
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Rechtzeitig Plätze sichern!

Frauenseminar „Nein sagen“ in Planung
Die tbb frauenvertretung plant derzeit ihr aktuelles Seminar zum Thema „Nein sagen“  
am 15. und 16. Mai 2020 in Apolda.

Es scheint ein schweres Wort 
mit vier Buchstaben zu sein. 
„NEIN“. Häufig sagen wir „Ja“, 
obwohl wir eigentlich „Nein“ 
sagen möchten. Wir ärgern 
uns über uns selbst, da wir 
uns im Alltag zu viel aufladen 
lassen und unser Tag aus 30 

Stunden und mehr bestehen 
könnte. Deshalb ist es wich­
tig, den „Ja“-Weg zu verlassen 
und ein ehrliches „Nein“ für 
sich und seine Umgebung zu 
akzeptieren. „Nein sagen“ ist 
nicht schlimm, tut nicht weh 
– es will aber gelernt sein.

Wenn Sie Interesse an diesem 
spannenden Thema haben, so 
planen Sie bereits heute den 
Termin 15. bis 16. Mai 2020 in 
Apolda fest ein.

Eine Anmeldung erfolgt über 
die Landesgeschäftsstelle des 

tbb beamtenbund und tarif­
union thüringen. Weiterfüh­
rende Informationen zum 
Frühjahresseminar der Frauen 
werden zeitnah online ge­
stellt unter www.thueringer-
beamtenbund.de 
�

tlv – thüringer lehrerverband 

Aktuelle Schülerprognosen für Thüringen
Die Spatzen pfeifen es seit Jahren von den  
Dächern, nun ist die bittere Wahrheit ans Licht ge­
kommen: Die KMK und damit auch das Kultusmi­
nisterium in Thüringen haben lange mit viel zu 
niedrigen Schülerzahlen gerechnet.

Dabei werden die Hilferufe aus 
den Schulen schon seit Länge­
rem immer lauter. Die Perso­
nalfrage duldet keinerlei Auf­
schub mehr. Das Argument, es 
seien schließlich mehr Lehr­
kräfte als je zuvor eingestellt 
worden, kann angesichts der 
aktuellen Zahlen und Bedarfs­
prognosen nicht mehr geltend 
gemacht werden.

Ab sofort darf es in Thüringen 
keine einzige voll ausgebildete 
Lehrkraft mehr geben, die sich 
hier bewirbt und nicht umge­
hend unbefristet eingestellt 
und verbeamtet wird. Es ist 
Zeit, über den Tellerrand zu 
schauen und nach Sachsen zu 
blicken, wo es längst die Besol­
dungsstufe A 13 für die Grund­
schullehrer gibt. Oder nach 
Mecklenburg-Vorpommern, 
wo schulscharfe Einstellungen 
für junge Lehrkräfte inzwi­
schen die Regel sind. Auch wer­

den Lehrkräfte dort nicht be­
fristet als Vertretungen 
angestellt, sondern selbst dann 
sofort unbefristet eingestellt 
und verbeamtet, wenn sie zu­
nächst für bis zu zwei Jahren 

an anderen Schulen aushelfen, 
ehe sie ihren endgültigen Ein­
satz erhalten.

Der tlv bietet, im Sinne seines 
Herbstappells, der Politik noch­
mals und eindringlich seine 
Unterstützung bei der Entwick­
lung von Lösungskonzepten 
an. Die prekäre Situation lässt 
sich nur in einer Zusammenar­
beit des Kultusministeriums, 
der nach demokratischen 
Grundsätzen agierenden Par­

teien und des tlv als Brücke in 
die Praxis lösen. Andernfalls 
steuern wir direkt auf die Kata­
strophe zu. Mehr Unterrichts­
ausfall, mehr langzeiterkrankte 
Lehrkräfte und immer mehr 
nicht vorqualifizierte Seiten­
einsteigerinnen und -einsteiger 
werden die Folge sein.

Rolf Busch, 
Landesvorsitzender 

tlv – thüringer lehrerverband
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